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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Dr. Martin Runge, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Markus Ganse-
rer, Dr. Christian Magerl, Thomas Mütze, Rosi 
Steinberger, Martin Stümpfig und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das Projekt „Zweite Münchner S-Bahn-Röhre“ auf 
den Prüfstand stellen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

1. dem Landtag zeitnah über die Umplanungen beim 
Projekt „Zweite Münchner S-Bahn-Röhre“ und die 
sich daraus ergebenden Konsequenzen zu berich-
ten. Hierbei ist unter anderem auf die Fragen ein-
zugehen, weshalb nicht bereits bei der Vorpla-
nung berücksichtigt worden ist, dass das neue  
S-Bahn-Bahnhofs-Bauwerk für den Haltepunkt 
Hauptbahnhof nicht bei so geringer Überdeckung 
unter dem Bahnhofs-Bauwerk der U 1/U 2 plat-
ziert werden darf, und wer für den Planungsfehler 
die Verantwortung trägt. Auch ist zu erläutern, wie 
sich die Umplanungen, die nicht nur die Platzie-
rung des S-Bahn-Bahnhofs-Bauwerk und dessen 
Zuwegungen, sondern auch das Bauverfahren 
und den Bauablauf betreffen, auf die Kostenent-
wicklung und die Zeitplanung beim Projekt „Zweite 
Münchner S-Bahn-Röhre“ auswirken, 

2. sich gegenüber der DB AG und der Bundesregie-
rung dafür einzusetzen, dass das Projekt „Zweite 
Münchner S-Bahn-Röhre“ auf den Prüfstand ge-
stellt wird und dabei hinterfragt wird, ob das Pro-
jekt angesichts der drohenden weiteren Kosten-
steigerungen und des zu erwartenden Zeitverzugs 
tatsächlich weitergeführt werden soll, 

3. dafür Sorge zu tragen, dass im Zuge der Planän-
derung und des in dieser begründeten neuerlichen 
Genehmigungsverfahrens auf Korrektheit der Be-
achtung und Bewertung des Brandschutzes und 
anderer Sicherheitsvorkehrungen geachtet wird 
und dass eine neuerliche Standardisierte Bewer-
tung, in welcher die Kostenentwicklung wie auch 
die zusätzlichen Verschlechterungen bei der Be-
dienungsqualität infolge des Wegfalls des Aus-

stiegs Schützenstraße Berücksichtigung finden, 
korrekt durchgeführt wird, 

4. zu veranlassen, dass endlich dringend notwendi-
ge Investitionsmaßnahmen sowie sonstige Maß-
nahmen zur Verbesserung der Betriebs- und der 
Bedienungsqualität bei der Münchner S-Bahn, wie 
etwa die Verbesserung der Leit-, Steuerungs- und 
Regeltechnik, die Herstellung und Gewährleistung 
von Redundanz für die Verkehrsabwicklung auf 
der Stammstrecke, die Beseitigung von Engpäs-
sen und Zwangspunkten im Münchner S-Bahn-
Netz wie Fahrstraßenkreuzungen, Eingleisbetrieb 
und Mischverkehr, die Ertüchtigung des Bahn-
Südrings zur Aufnahme von S-Bahnen sowie die 
Organisation eines einigermaßen vernünftigen In-
formationsangebots in Angriff genommen werden. 

 

 

Begründung: 

Das Projekt „Zweite Münchner S-Bahn-Röhre“ steht, 
was Kostensteigerungen und Terminverschiebungen 
anbelangt, den Vorhaben Stuttgart 21 und Flughafen 
Berlin-Schönefeld in Nichts nach. Bis ins Jahr 2005 
hinein verkündeten die Protagonisten der „Zweiten 
Röhre“ deren Fertigstellung und Inbetriebnahme für 
das Jahr 2010. Zuletzt wurde seitens DB AG und 
Staatsregierung die Fertigstellung im Jahr 2026 ver-
sprochen. Ende 2016 bezifferten Staatsregierung und 
DB AG die Kosten auf 3,84 Mrd. Euro, 2001 war die 
Rede gewesen von weniger als 600 Mio. Euro. 

Hinzu kommt, dass das Projekt laufend gestutzt und 
für die Fahrgäste und Steuerzahler immer noch 
schlechter gemacht wurde und wird. Zuerst wurden 
mit dem Arnulfpark, dem Maxmonument und dem 
Max-Weber-Platz drei von sechs ursprünglich einge-
planten Haltepunkten (und damit auch Verknüpfungs-
punkten) gestrichen. Dann wurde der Südast (Ab-
zweig ab der Isar in Richtung Giesing) gekappt. Mitten 
im laufenden Planungs- und Genehmigungsverfahren 
verabschiedete man sich schließlich vom Vorhaben, 
den 10-Minuten-Takt (zumindest zu Stoßzeiten) auf 
den „Mittelästen“ fahren zu können, ursprünglich das 
eigentliche Planungsziel des Projekts „Zweite Stamm-
strecke“. 

Jetzt wurde bekannt, dass das S-Bahn-Bahnhofs-Bau-
werks für den Haltepunkt Hauptbahnhof gegenüber 
der bis dato planfestgestellten Variante um mindes-
tens 80 Meter in Richtung Westen verschoben werden 
muss. Der sog. Nukleus, das zentrale Aufgangsge-
bäude, soll zwar an der gleichen Stelle bleiben, wie 
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bisher geplant und planfestgestellt, doch dürften auch 
hier Umplanungen aufgrund der Änderung der Zuwe-
gungen fällig sein. Mit der Verschiebung der Station 
Hauptbahnhof in Richtung Westen soll der bisher 
vorgesehene Ausstieg Schützenstraße entfallen, was 
zu weiteren Verschlechterungen für werktäglich tau-
sende von Fahrgästen führen würde. 

Grund für die neuerliche Umplanung dürfte die Tatsa-
che sein, dass die Überdeckung zwischen dem ge-
planten S-Bahn-Bahnhofs-Bauwerk und der Tunnel-
sohle des vorhandenen U-Bahn-Bahnhofs-Bauwerk 
(U 1/U 2) für das bislang vorgesehene Bauverfahren 
zu gering ist. Es zeichnet sich nun ab, dass nicht nur 
das Bahnhofs-Bauwerk an anderer Stelle, als einge-
reicht und genehmigt, gebaut werden muss, sondern 
dass auch vom ursprünglich vorgesehenen Bauablauf 
grundlegend abgewichen werden soll. In jedem Fall 
dürfte mindestens eine dritte Tektur des Planfeststel-
lungabschnitts 1 (PFA 1) fällig sein, das bedeutet: 
Planfeststellung nach § 18 Abs. 1 Allgemeines Eisen-
bahngesetz, PFA 1, dritte Planänderung. Dies wiede-
rum mit Einwendungen und Erörterung selbiger. 

Möglicherweise werden noch weitere Umplanungen 
erforderlich, welche wiederum nach neuen Genehmi-
gungen verlangen. Als ein Beispiel hierfür sei die Sta-
tion Ostbahnhof genannt, bei der die aktuellen Pla-
nungen auch nur eine Tieflage der neuen S-Bahn-
Stammstrecke von etwa sechs Metern unter der Tun-
nelsohle des Bahnhofs-Bauwerkes der U 5 vorsehen 
und bei deren Bau im Kreuzungsbereich das beste-
hende U-Bahn-Bahnhofs-Bauwerk von unten geöffnet 
werden soll. 

Infolge der Umplanungen sind weitere Zeitverzöge-
rungen und weitere Kostensteigerungen zu erwarten. 
Im Zusammenhang mit den immensen Kostensteige-
rungen beim Projekt „Stuttgart 21“ hat sich der Vor-
standschef der DB AG, Richard Lutz, unlängst mit 
deutlichen Worten von eben diesem Dritten Projekt 
distanziert. So wird er mit dem Satz, „Mit dem Wissen 
von heute würde man das Projekt nicht mehr bauen“, 
aus der Sitzung des Verkehrsausschusses des Deut-
schen Bundestags vom 18.04.2018 zitiert. Allerdings 
sei es angesichts der mittlerweile aufgelaufenen Kos-
ten wirtschaftlicher, das Projekt fortzuführen, so Lutz. 
Um nicht in die gleiche missliche Situation zu kommen 
wie bei „Stuttgart 21“, ist das Projekt „Zweite Münch-
ner S-Bahn-Röhre“ jetzt auf den Prüfstand zu stellen. 
Dabei ist zu hinterfragen, ob das Projekt angesichts 

der drohenden weiteren Kostensteigerungen und des 
zu erwartenden Zeitverzugs tatsächlich weitergeführt 
werden soll. Bei der Überprüfung ist auch die in 
Fachwelt und Öffentlichkeit immer wieder am Projekt 
„Zweite Münchner S-Bahn-Röhre“ geäußerte grund-
sätzliche Kritik zu berücksichtigen. Als wesentliche 
Kritikpunkte sind diesbezüglich zu nennen:  

a) die Kosten in Milliardenhöhe stehen in keinem 
vertretbaren Verhältnis zum Nutzen,  

b) das Vorhaben kannibalisiert durch seine Kosten, 
aber auch durch die Bindung von Planungskapazi-
täten wirklich wichtige Projekte des SPNV in ganz 
Bayern,  

c) es würde zwangsläufig mit Inbetriebnahme der 
„Zweiten Röhre“ für tagtäglich zigtausende von 
Fahrgästen zu massiven Verschlechterungen  

1. neue Umsteigezwänge,  

2. Taktausdünnungen zu Stoßzeiten kommen 
und  

d) das Projekt weist, so wie geplant, gravierende 
Mängel bezüglich des Brandschutzes und sonsti-
ger Sicherheitsaspekte auf. 

Was den drohenden weiteren Zeitverzug anbelangt, 
so sei an dieser Stelle erinnert an die Einschätzung 
des langjährigen Vorsitzenden des Ausschuss für 
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Ver-
kehr, Energie und Technologie, Erwin Huber – in sei-
nem früherem Amt als Wirtschaftsminister auch zu-
ständig für den SPNV –, der bereits Anfang 2011, zu 
diesem Zeitpunkt war die Fertigstellung der 2. Stamm-
strecke für 2018 verkündet worden, die Fertigstellung 
bis 2026 in Zweifel stellte und größere Chancen für 
die Fertigstellung im Jahr 2034 sah (siehe Protokoll 
der 42. Ausschusses vom 03.02.2011, S. 13.). Im 
Interesse der Fahrgäste der Münchner S-Bahn, aber 
auch aller Steuerzahlerinnen und Steuerzahler sind 
jetzt Maßnahmen zur Verbesserung der Betriebs- und 
der Bedienungsqualität bei der Münchner S-Bahn in 
Angriff zu nehmen und umzusetzen anstatt weitere zig 
Millionen Euro und später dann sogar Milliarden Euro 
zu verplanen, zu verbauen und zu verbuddeln für ein 
Projekt, das vielleicht erst in 15 oder 20 Jahren oder 
auch gar nicht fertiggestellt wird. 

 



Das zeigt: Wir müssen unsere Bildungspolitik verän-
dern. Wir müssen die Grundschule reformieren. Wir 
brauchen mehr Zeit, mehr individuelle Förderzeit. Wir 
müssen den Übertrittsdruck herausnehmen. Dann be-
kommen wir mehr Gelassenheit im Bildungssystem.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das ist doch die 
Schule, die wir uns wünschen: mit glücklichen Kin-
dern, unterstützten Lehrkräften und entspannten El-
tern. Wenn wir eine solche Grundschule haben, wer-
den wir über das Thema Einschulungszeitpunkt oder -
korridor nicht mehr diskutieren müssen. Lassen Sie 
uns deswegen diese Themen angehen. Lasst uns die 
Bildungspolitik in Bayern verändern. Lasst uns diesen 
Übertrittsdruck abbauen. Dann werden wir in Bayern 
eine bessere Schule und vor allem entspanntere El-
tern haben.

Dem Antrag der Fraktion der FREIEN WÄHLER kön-
nen wir nicht zustimmen. Wie gesagt: Es ist ein gutes 
Thema. Wir werden uns bei diesem Antrag enthalten. 
– Danke schön.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Dritter Vizepräsident Peter Meyer: Danke schön, 
Kollege Gehring. – Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und 
wir kommen zur namentlichen Abstimmung über die-
sen Dringlichkeitsantrag auf Drucksache 17/22855. 
Die Urnen sind bereitgestellt. Ich eröffne die Abstim-
mung. Sie haben fünf Minuten, meine Damen und 
Herren.

(Namentliche Abstimmung von 18.38 bis 
18.43 Uhr)

Meine Damen und Herren, ich schließe die Abstim-
mung und bitte Sie, die Plätze wieder einzunehmen. 
Uns liegen einige Ergebnisse namentlicher Abstim-
mungen vor, die ich jetzt bekanntgebe. 

Zunächst das Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten 
Rinderspacher, Rosenthal, Aures und anderer und 
Fraktion (SPD) betreffend "Europe United: Gemein-
sam handeln statt nationaler Alleingänge" auf Druck-
sache 17/22854. Mit Ja haben 55, mit Nein 82 Kolle-
ginnen und Kollegen gestimmt. Es gab 
15 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 1)

Nun zum Ergebnis der namentlichen Abstimmung 
über den nachgezogenen Dringlichkeitsantrag der Ab-
geordneten Kreuzer, Freller, Reiß und anderer und 
Fraktion (CSU) betreffend "Für ein starkes Europa – 

Zusammenarbeit der Staaten auf Augenhöhe zur Be-
wahrung der europäischen Grundwerte" auf Drucksa-
che 17/22893. Mit Ja haben 80, mit Nein 55 Kollegin-
nen und Kollegen gestimmt. Es gab 
13 Stimmenthaltungen. Damit ist der Dringlichkeitsan-
trag angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Nun komme ich zum Ergebnis der namentlichen Ab-
stimmung über den geänderten Dringlichkeitsantrag 
der Abgeordneten Kreuzer, Reiß, Freller und anderer 
und Fraktion (CSU) betreffend "Neuordnung der Mi-
grationspolitik: Begrenzung, Steuerung und Ordnung 
von Zuwanderung!" auf Drucksache 17/22853. Mit Ja 
haben 74, mit Nein 43 Kolleginnen und Kollegen ge-
stimmt. Es gab 8 Stimmenthaltungen und 15 ungültige 
Stimmen. Damit ist der Dringlichkeitsantrag angenom-
men.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/22856 mit 22863 sowie 17/22897 und 22898 
werden in die zuständigen federführenden Ausschüs-
se verwiesen.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung
über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 
Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden 
(s. Anlage 5)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen 
mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich 
auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 5)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhal-
tens bzw. des jeweiligen Abstimmungsverhaltens sei-
ner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – 
Ich warte noch ein bisschen, damit das Ergebnis ein-
deutiger wird. – Das sind zunächst einmal alle Fraktio-
nen. Herr Kollege Felbinger (fraktionslos) hebt zwar 
die Hand, aber ich muss ihn fragen, ob und welchem 
Fraktionsvotum er sich anschließen will. – Er lässt es 
also bleiben. Okay. – Damit übernimmt der Landtag 
diese Voten.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Dr. Martin Runge u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/22856 

Das Projekt "Zweite Münchner S-Bahn-Röhre" auf den Prüfstand 
stellen! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Dr. Martin Runge 
Mitberichterstatter: Dr. Otmar Bernhard 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 86. Sitzung am 5. Juli 2018 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 207. Sitzung am 19. September 
2018 mitberaten und e i n s t im m ig  Zustimmung empfohlen, 
mit der Maßgabe, dass die Nummern 2 bis 4 gestrichen wer-
den. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig 
Hartmann, Dr. Martin Runge, Thomas Gehring, Ulrike Gote, 
Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Markus Ganserer, Dr. Christian 
Magerl, Thomas Mütze, Rosi Steinberger, Martin Stümpfig und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/22856, 17/23944 

Das Projekt „Zweite Münchner S-Bahn-Röhre“ auf den Prüfstand 
stellen! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote



Vierte Vizepräsidentin Ulrike Gote: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Die unter den Nummern 5 und 6 aufgeführten nichtlegislativen Vorhaben der Euro­

päischen Union betreffend "das Lehren und Lernen von Sprachen" und "die gegensei­

tige Anerkennung von im Ausland erworbenen Abschlüssen" greifen in die ausschließ­

liche Gesetzgebungskompetenz der Länder ein. Die federführenden Ausschüsse und 

der endberatende Ausschuss schlagen daher eine entsprechende Stellungnahme ge­

genüber der Europäischen Kommission vor. Die Beschlussempfehlungen wurden für 

Sie mit aufgelegt. Am Dienstag hat der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Diens­

tes noch ausstehende Mitberatungen zu den Anträgen, bei denen die Frist verkürzt 

wurde, abgeschlossen. Es sind dies die unter den Nummern 147, 149 und 170 aufge­

führten Anträge. Die Voten der Ausschüsse sind in der Abstimmungsliste enthalten.

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gibt es Gegenstimmen? – Keine. Stimment­

haltungen? – Herr Muthmann (fraktionslos). Damit übernimmt der Landtag diese 

Voten.
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